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Vor dem Hintergrund wachsender geopolitischer Spannungen und tiefgreifender technologischer Veränderungen hat die EU-

Kommission fünf Initiativen vorgeschlagen, die diewirtschaftliche Sicherheit stärken sollen (vgl. PM EU-Kommission – Vertretung

in Deutschland vom24.1.2024). Dazu gehören ein Screening von Auslandsinvestitionen sowie eine Empfehlung, die Sicherheit in

der Forschung zu steigern. Hinzu kommen Weißbücher der Kommission zu Ausfuhrkontrollen, Auslandsinvestitionen sowie zur

Unterstützung von Forschung und Entwicklung im Bereich der Technologienmit doppeltem Verwendungszweck. Exekutiv-Vize-

präsident Valdis Dombrovskis betonte: „Die EU hat in hohemMaße davon profitiert, ein Exportmotor zu sein, im Ausland zu inves-

tieren und ihrenMarkt für den Handel und ausländische Investoren offen zu halten. Doch um diese Chancen auchweiterhin opti-

mal nutzen zu können, müssen wir uns über die Risiken im Klaren sein, denen wir in dieser Zeit tiefgreifender geopolitischer

Unruhen und eines raschen technologischen Wandels ausgesetzt sind. Wir müssen unser Verständnis und unsere Koordinierung

bei der Bewältigung dieser gemeinsamen Herausforderungen verbessern, damit wir uns besser schützen, Investitionen sicherer

machen und die Ausfuhr sensibler Produkte kontrollieren können, damit sie nicht in die falschen Hände geraten. Die Verbesse-

rung unserer wirtschaftlichen Sicherheitwird es uns ermöglichen, unser offenesWirtschaftsmodell beizubehalten undwirksamer

gegen Risiken vorzugehen.“ Die fünf Initiativen haben folgende Ziele: (1) den Schutz der Sicherheit und der öffentlichen Ordnung

in der EUweiter stärken, indemeinebessereÜberprüfung ausländischer Investitionen in der EU vorgeschlagenwird; (2) Anregung

von Diskussionen und Maßnahmen für eine stärkere europäische Koordinierung im Bereich der Ausfuhrkontrollen unter voller

Wahrung der bestehenden multilateralen Regelungen und der Vorrechte der Mitgliedstaaten; (3) Konsultation der Mitgliedstaa-

ten und der Interessengruppen zur Ermittlung potenzieller Risiken, die sich aus Auslandsinvestitionen in eine begrenzte Anzahl

vonTechnologien ergeben; (4) Förderungweiterer Diskussionen darüber, wie Forschung und Entwicklung in Bezug auf Technolo-

gien mit doppeltem Verwendungszweck besser unterstützt werden können sowie (5) Vorschlag, dass der Rat Maßnahmen zur

Verbesserung der Forschungssicherheit auf nationaler und sektoraler Ebene empfiehlt.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Unionsmarke Audi – Automobilher-

steller kann Benutzung eines Zeichens, das

mit der Marke, deren Inhaber er ist, iden-

tisch oder ihr ähnlich ist, für Ersatzteile ver-

bieten

1. Art. 9 Abs. 2 und Abs. 3 Buchst. a bis c der Ver-

ordnung (EU) 2017/1001 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 14. Juni 2017 über die

Unionsmarke ist dahin auszulegen, dass der

Dritte, der ohne Zustimmung des Automobilher-

stellers, der Inhaber einer Unionsmarke ist, Er-

satzteile, und zwar Kühlergrills für diese Fahrzeu-

ge, einführt und zum Kauf anbietet, die ein Ele-

ment enthalten, das für die Anbringung des Em-

blems, das diese Marke wiedergibt, gedacht ist

und dessen Formmit dieser Marke identisch oder

ihr ähnlich ist, ein Zeichen im geschäftlichen Ver-

kehr in einer Weise benutzt, die eine oder mehre-

re Funktionen dieser Marke beeinträchtigen

kann, was das nationale Gericht prüfenmuss.

2. Art. 14 Abs. 1 Buchst. c der Verordnung 2017/

1001 ist dahin auszulegen, dass er den Automo-

bilhersteller, der Inhaber einer Unionsmarke ist,

nicht daran hindert, einem Dritten die Benut-

zung eines mit dieser Marke identischen oder

ihr ähnlichen Zeichens für Autoersatzteile, und

zwar Kühlergrills, zu verbieten, wenn dieses Zei-

chen in der Form eines Elements des Kühlergrills

besteht, das für die Anbringung des diese Marke

wiedergebenden Emblems auf diesem Kühler-

grill gedacht ist, ohne dass es insoweit von Be-

deutung ist, ob es technisch möglich ist, dieses

Emblem auf dem Kühlergrill zu befestigen, ohne

das Zeichen auf ihm anzubringen.

EuGH, Urteil vom 25.1.2024 – C-334/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-257-1

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH: Festsetzung vonMindesthonoraren

durch Berufsverband der Rechtsanwälte und

„bezweckte“Wettbewerbsbeschränkung

1. Art. 101 Abs. 1 AEUV in Verbindung mit Art. 4

Abs. 3 EUV ist dahin auszulegen, dass ein natio-

nales Gericht, wenn es feststellen sollte, dass

eine nach einer nationalen Regelung verbindli-

che Verordnung, mit der die Mindesthonorare

der Anwälte festgesetzt werden, gegen Art. 101

Abs. 1 AEUV verstößt, die Anwendung dieser na-

tionalen Regelung auf die zur Zahlung der den

Anwaltshonoraren entsprechenden Kosten ver-

urteilte Partei ablehnen muss, und zwar auch

dann, wenn diese Partei keinen Vertrag über

Anwaltsdienstleistungen und Anwaltshonorare

abgeschlossen hat.

2. Art. 101 Abs. 1 AEUV in Verbindung mit Art. 4

Abs. 3 EUV ist dahin auszulegen, dass eine natio-

nale Regelung, die es zum einen einem Rechts-

anwalt und seinem Mandanten nicht erlaubt,

eine Vergütung zu vereinbaren, die unter dem

Mindestbetrag liegt, der durch eine von einem

Berufsverband der Rechtsanwälte wie dem

Visshia advokatski savet (Oberster Rat der An-

waltschaft) erlassene Verordnung festgesetzt

wurde, und es zum anderen dem Gericht nicht

gestattet, die Erstattung eines unter diesem

Mindestbetrag liegenden Honorarbetrags anzu-

ordnen, als „bezweckte“ Wettbewerbsbeschrän-

kung im Sinne dieser Bestimmung anzusehen

ist. Bei Vorliegen einer solchen Beschränkung

können die angeblich mit dieser nationalen Re-

gelung verfolgten legitimen Ziele nicht geltend

gemacht werden, um das fragliche Verhalten

dem in Art. 101 Abs. 1 AEUV enthaltenen Verbot

von wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarun-

gen und Verhaltensweisen zu entziehen.

3. Art. 101 Abs. 2 AEUV in Verbindung mit Art. 4

Abs. 3 EUV ist dahin auszulegen, dass einnationa-

lesGericht,wennes feststellt, dass einenacheiner

nationalen Regelung verbindliche Verordnung,

mit der die Mindesthonorare der Anwälte fest-

gesetzt werden, dem Verbot in Art. 101 Abs. 1

AEUV zuwiderläuft, die Anwendung dieser natio-

nalen Regelung ablehnen muss, und zwar auch

dann, wenn die in dieser Verordnung vorgesehe-

nen Mindestbeträge die tatsächlichen Marktprei-

se der Anwaltsdienstleistungen widerspiegeln.

EuGH, Urteil vom 25.1.2024 – C-438/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-257-2

unterwww.betriebs-berater.de

EuGH-Schlussanträge:Meta/Verbraucher-

zentrale–Verbandsklagebefugnis fürVer-

braucherschutzverbändebeiDSGVO-Verstoß

Art. 80 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2016/679

des Europäischen Parlaments und des Rates

vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Per-

sonen bei der Verarbeitung personenbezogener

Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhe-

bung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-

Grundverordnung) ist dahin auszulegen, dass

die Bedingung, wonach eine ermächtigte Ein-

richtung, um eine Verbandsklage nach dieser

Bestimmung erheben zu können, geltend ma-

chen muss, dass ihres Erachtens die Rechte einer
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